
 
 
 
 
 
 
 

Aus der Arbeit des Gemeinderats – Sitzung am 18. November 2025 
 
Themenschwerpunkte der vergangenen Gemeinderatssitzung waren die Beratung und der Sat-
zungsbeschluss zur Ergänzungssatzung „Holzleuten Süd“ sowie die Vorbereitung der Haus-
haltsplanung für das Jahr 2026. 

 

Ergänzungssatzung „Holzleuten Süd“ wurde nach Abwägung vom Gemeinderat beschlossen  
Das Plangebiet liegt am südlichen Ortsrand von Holzleuten. Es umfasst eine Gesamtfläche von ca. 
4.026 m² und schließt an die bestehende Bebauung an. Anlass der Planung ist die Bauanfrage eines 
Ortsansässigen zur Erstellung eines Wohnhauses für den Betriebsnachfolger und zur Erweiterung 
des bestehenden Holzbaubetriebes.  
Zur Schaffung der rechtlichen Grundlagen für die neue Bebauungsmöglichkeit soll eine Ergänzung 
nach Innen- und Außenbereichskriterien anhand einer Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 
BauGB erfolgen. Die planungsrechtlichen Festsetzungen werden auf ein Mindestmaß beschränkt, auf 
die Festlegung von örtlichen Bauvorschriften wird verzichtet. Vorhaben haben sich gemäß § 34 
BauGB nach Maß der baulichen Nutzung sowie der Bauweise „in die Eigenart der näheren Umge-
bung einzufügen“. Bezugsobjekte werden hier die im Norden vorhandenen Betriebsgebäude sein. 
Der Gemeinderat hatte in der Sitzung am 28.07.2025 den Aufstellungsbeschluss für die Ergänzungs-
satzung gefasst und den Entwurf gebilligt sowie die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen. Diese Beteiligungsverfahren fand in der Zeit 
vom 18. August bis 19. September 2025 statt. Die hierbei eingegangenen Stellungnahmen wurden 
vom Planungsbüro stadtlandingenieure aus Ellwangen zusammengefasst und von Frau Geiß in der 
Gemeinderatsitzung erläutert.  
Gegenüber dem Entwurf wurden Änderungen im Satzungstext sowie im Maßnahmenblatt vorgenom-
men, die vorwiegend klarstellender und redaktioneller Art sind und die Grundzüge der Planung nicht 
tangieren. Im zeichnerischen Teil (Lageplan) sowie der Eingriffsermittlung wurden keine Änderungen 
oder Ergänzungen erforderlich. 
Der Gemeinderat stimmte den erläuterten Abwägungsvorschlägen zu und die Ergänzungssatzung 
„Holzleuten Süd“ wurde als Satzung beschlossen. Nach der öffentlichen Bekanntmachung tritt die 
Satzung in Kraft.  
 

Keine Erhöhung bei der Grund- und Gewerbsteuer für 2026 
Im Rahmen der Haushaltsberatungen 2026 wurden vom Gemeinderat auch die derzeit geltenden He-
besätze und Gebühren überprüft. 
Da die Auswirkungen der zum 01.01.2025 in Kraft getretenen Grundsteuerreform noch nicht vollstän-
dig absehbar sind, werden die Hebesätze der Grundsteuer A (land- und forstwirtschaftliche Grund-
stücke) mit 420 v.H. und der Grundsteuer B (sonstige Grundstücke) mit 325 v.H. nicht verändert.  
Auch der derzeitige Gewerbesteuer-Hebesatz von 380 v.H. befindet sich auf einem angemessenen 
und wettbewerbsfähigen Niveau; es werden für 2026 keine Anpassungen vorgenommen. 
Die Wasser- und Abwassergebühren wurden im vergangenen Jahr auf Basis einer zweijährigen 
Kalkulation neu festgesetzt. Erste Prognosen zeigen, dass keine gravierenden Abweichungen von 
den kalkulierten Ansätzen zu erwarten sind. Daher sind auch hier keine Änderungen erforderlich. 
Die Friedhofsgebühren wurden 2025 bereits angepasst; neue Hundesteuersätze ab 2026 sind be-
reits beschlossen. In der Gemeinde Heuchlingen wird seit 2016 eine Vergnügungssteuer erhoben. 
Da im Gemeindegebiet seit einigen Jahren aber keine besteuerten Spielautomaten mehr vorhanden 
sind, ist hier kein Anpassungsbedarf.   
Der Gemeinderat sprach sich dafür aus, dass trotz der angespannten Haushaltslage und der heraus-
fordernden gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen die Steuern, Hebesätze und Gebühren kon-
stant gehalten werden sollen.  
Von Seiten der Verwaltung wurde angeregt, eine erneute Überprüfung und möglich Anpassung der 
Hebesätze und Gebühren im Rahmen der Haushaltsplanung für 2027 vorzunehmen. 
 



Wasserversorgungssatzung textlich neuen Vorgaben angepasst 
Die jüngsten Änderungen der Preisangabenverordnung (PAngV) erfordern eine Überarbeitung der 
Wasserversorgungssatzung erläuterte der Kämmerer. Für die Gemeinde Heuchlingen bedeutet dies, 
dass künftig sowohl die Netto- als auch die Bruttobeträge aufgeführt werden müssen. Bisher enthält 
die Satzung ausschließlich Nettoangaben. Zudem wird von Seiten des Gemeindetags empfohlen, den 
Nettogebührensatz in der Satzung weiterhin mit zwei Nachkommastellen auszuweisen. Aus diesem 
Nettobetrag sollte anschließend der Bruttogebührensatz einschließlich der gesetzlich geschuldeten 
Umsatzsteuer pro Monat berechnet und mit allen vier Nachkommastellen in der Satzung angegeben 
werden. Einstimmig wurde der Satzungsänderung zugestimmt. Diese wird mit den neuen Gebührens-
ätzen in diesem Amtsblatt veröffentlicht. 
 

Gesetzliche Anpassung der Abwassersatzung 
In § 41 „Absetzungen“ der Abwassersatzung der Gemeinde Heuchlingen ist in Absatz 4 Satz 5 der 
Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten geregelt. Der hierbei in Bezug genommene 
§ 51 des Bewertungsgesetzes ist zwischenzeitlich außer Kraft getreten und wird durch den inhalts-
gleichen § 35 des Landesgrundsteuergesetzes ersetzt. Seitens des Gemeindetages wird empfohlen, 
die Satzung an die aktuelle Rechtslage anzupassen, erklärte Kämmerer Streicher. Der Satzungsän-
derung wurde einstimmig zugestimmt und wird in diesem Amtsblatt veröffentlicht. 
 

Sonstiges 
Das Forstamt hat den Betriebsplan für den Gemeindewald für das Forstwirtschaftsjahr 2026 vor-
gelegt, informierte der Bürgermeister. Diesem wurde vom Gemeinderat zugestimmt. 

Bürgermeister Lang erklärte, dass nach der beschlossenen Teilfortschreibung Windenergie 2025 der 
Regionalverband Ostwürttemberg nun die Teilfortschreibung Solarenergie bearbeitet. Dabei wur-
den bereits erste Informationen zu bestehenden, geplanten sowie potenziell weiteren Freiflächen-PV-
Vorhaben erfasst. Im weiteren Verfahren können von den Kommunen Potentialflächen für großflä-
chige PV-Anlagen genannt werden. Die grundsätzliche Eignung wird dann im Rahmen einer Vorprü-
fung durch den Regionalverband bewertet. Die Gemeindeverwaltung zeigte auf, dass hier neben 
arrondierten und zusammenhängenden landwirtschaftlichen Flächen auch landwirtschaftlich weniger 
wertige Südhangflächen im Bereich Horn bis Heuchlingen bzw. Kiart in die Überlegungen einbezogen 
werden sollten. Nach einer inhaltlichen Diskussion über das generelle Für und Wider von Freiflächen-
PV-Anlagen sowie der Nutzung von Landwirtschaftlichen bzw. Naturschutzflächen für solche Großan-
lagen, beschloss das Gremium mehrheitlich dem Regionalverband eine Fläche Richtung Aalen-Rei-
chenbach als Prüffläche mitzuteilen. Der ca. 11 ha große Bereich grenzt direkt an eine von der Stadt 
Aalen gemeldete Potentialfläche auf Gemarkung Reichenbach an. Die Gemeinde wird dann nach er-
folgten Vorprüfungen im weiteren Verfahren des Regionalverbands nochmals beteiligt.  

Über den aktuellen Sachstand zur Breitbandausbauplanung wurde der Gemeinderat anschließend 
vom Bürgermeister informiert. Er führte dabei an, dass nur Grundstücke angeschlossen werden kön-
nen, in denen kein Vodafone (ehemals KabelBW, unitymedia) verfügbar ist und/oder keine kommu-
nale Glasfaserleitungen verlegt sind. Die geschätzten Bau- und Planungskosten betragen netto ca. 2 
Mio. Euro; die Gemeinde bekommt für die förderfähigen Kosten einen 90 %igen Zuschuss. Im ersten 
Quartal 2026 wird das beauftragte Ingenieurbüro RBS Wave die Planungen samt Kosten im Gemein-
derat vorstellen.  

Bürgermeister Lang teilte mit, dass vom gemeindlichen Bauhof das gebraucht erworbene Buswarte-
häuschen aufgearbeitet und in den vergangenen Tagen in der Ortsmitte, am „Haus Stäb“, aufge-
stellt wurde. Schüler und Busfahrgäste sind nun besser geschützt vor Wind und Wetter.  

Erfreulicherweise konnte die defekte Steuerung der Heizungsanlage in der Gemeindehalle repariert 
werden und die vorübergehend nur im Notbetrieb laufende Heizung in der Halle, Schule und Kinder-
garten funktioniert jetzt wieder. 

Bürgermeister Lang informierte, dass der neue Gerätewagen Logistik der Feuerwehr baulich weitge-
hend fertiggestellt ist. Das Fahrzeug soll im Dezember abgeholt werden.  
 

Anfragen 
Die schlechte Anbindung der Gemeinde an den öffentlichen Personennahverkehr wurde bemängelt. 
Die Verwaltung solle hier auf Verbesserungen drängen und dabei auch Anbindungen mit kleineren 
Bussen, Rufbussen oder andere flexible Lösungen in die Diskussion mit dem Landratsamt einbringen.  
 

Anschließend beriet der Gemeinderat nichtöffentlich weiter. 


